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zur Seite zu stehen. In Deutschland hat Kanzler Scholz auf die grundlegende Veränderung der 
Lage aufmerksam 
  
gemacht, als er zurecht von einer Zeitenwende sprach. Hierbei wird vor allem vom deutschen 
Botschafter auf die Notwendigkeit hingewiesen, dem Angriffskrieg gegen die Ukraine auch mit 
militärischen Mitteln (Waffenlieferungen in die Ukraine) zu begegnen. Der französische 
Botschafter erwähnt insbesondere auch die Initiative des französischen Präsidenten, eine 
Europäische Politische Gemeinschaft zu gründen, die es ermöglichen würde, mit den 
Nachbarstaaten der EU gemeinsam für die Stabilität in Europa zu arbeiten.  
 
Für Hans Stark jedoch ist die Ursache für den Krieg in der Ukraine eindeutig: es handelt sich 
um einen Angriffskrieg, der von Russland gegen die Ukraine gestartet wurde, und die 
Verantwortung trägt dafür eindeutig das Putin-Regime. Die EU muss selbstverständlich auf 
diese Situation auch damit reagieren, dass sie möglichen Beitrittskandidaten, wie Moldawien 
und der Ukraine prinzipiell eine Mitgliedschaft in Aussicht stellen kann. Es ist aber auch sicher, 
dass es hierfür zu langjährigen Beitritts-Verhandlungen kommen wird, dass diese Staaten die 
Kriterien zu einem EU-Beitritt, insbesondere die wirtschaftlichen, noch nicht erfüllen. Die 
Rolle des Internationalen Strafgerichtshofs im Ukraine-Krieg und vor allem die Verurteilung 
Putins als Kriegsverbrecher sollte letztlich als po
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Krieg in der Ukraine und betonte, dass zwischenstaatliche Konflikte sehr selten sind und diese 
Situation somit eine umso größere Ausnahme geworden ist. Unabhängig von der Art des 
 
Konflikts ist die Botschaft der UN-Charta nach wie vor der Friedensdiskurs, und diesen gilt es 
umzusetzen. Philippe Hansch konzentrierte sich im Anschluss auf die Rolle, die Erinnerung für 
die Förderung des Friedens, der Aussöhnung und des Wiederaufbaus spielt. Er verließ die rein 
rechtliche Sphäre und beleuchtete anlässlich des 60-jährigen Bestehens des Élysée-Vertrags, ob 
Erinnerung eine unabdingbare Voraussetzung für die Förderung des Friedens ist. Erinnerung 
muss bei der Erneuerung von Friedensbekundungen und -symbolen als permanenter Ansporn 
dienen. Seine Ausführungen belegte er anhand der deutsch-französischen Freundschaft mit 
Beispielen wie der „gastronomischen Diplomatie“, die zeigen, dass neue Initiativen die 
Erinnerung am besten bewahren und sie bei der Förderung von Frieden und Menschenrechten 
als prioritär erachtet werden müssten. Jakob Vogel ergänzte diese Vorstellungen von 
Aussöhnung und Wiederaufbau um die des Verantwortungsbewusstseins, indem er über die 
Grenzen Europas hinausblickte und sich auf die Verantwortung konzentrierte, die Europa 
möglicherweise aufgrund seiner europäischen Kolonialvergangenheit trägt. Er befasste sich mit 
der Bedeutung, die eine solche Verantwortung im Hinblick auf Restitutionsanträge, 
Entschädigungsforderungen und Ausgleichsansprüche hervorbrächte. Insbesondere hob er 
hervor, dass die Kolonialisierung transgenerationale Schäden verursacht hat, die die Staaten bei 
der Förderung dieser Aussöhnung durch Reparationsmaßnahmen und -strategien 
berücksichtigen sollten. Carmen Thiele griff die rechtliche Debatte auf und analysierte den 
Ausschluss der russischen Föderation aus dem Europarat und dem System der Europäischen 
Menschenrechtskonvention aufgrund des Angriffskriegs in der Ukraine. Sie hob die Strategie 
des Europarats hervor, der den Ausschluss beschlossen hatte, um einem präventiven Austritt 
der russischen Föderation zuvorzukommen. Anschließend betonte sie, dass der Rückzug aus 
der Europäischen Menschenrechtskonvention erst nach Bestätigung wirksam werden konnte 
und der Gerichtshof weiterhin für die Prüfung von Beschwerden bei Verletzungen der 
Konvention vor diesem Datum zuständig ist. 
 
Die Podiumsdiskussion schloss mit einer Diskussion zur Notwendigkeit, stärker 
Verhaltensweisen zu ändern anstatt die Regeln selbst umzustoßen und bei der Förderung von 
Frieden und Menschenrechten neue nichtstaatliche Akteure zu berücksichtigen. Wäre es nicht 
sinnvoll, die Perspektive des Zitats Karl von Clausewitz‘ zu ändern, um Frieden neu zu 
definieren als „Fortsetzung der Lösung des Krieges mit anderen Mitteln“?   
 

 

3. Verbrechen gegen die Menschlichkeit vor Gericht 

Die Expert*innen dieser Podiumsdiskussion tauschten sich über die Wirksamkeit der 
internationalen Justiz aus. Einer der wichtigsten und anhaltenden Kritikpunkte, der der 
internationalen Justiz ihre Berechtigung abspricht, betrifft ihre Ineffektivität, manchmal sogar 
ihre Nutzlosigkeit. Es scheint jedoch aussichtsreich, die Herausforderungen in Bezug auf die 
Effektivität durch eine Bewertung und anschließende Weiterentwicklung der Praktiken der 
internationalen Gerichte zu bewältigen. Die Diskussionen konzentrierten sich daher auf das 
Feedback aus der Praxis, welche die internationale Justiz direkt lebt und gestaltet. Auf 
Grundlage der eruierten Best Practices könnten im Idealfall effiziente Gerichte aufgebaut 
werden, die die Legitimität der Institutionen gewährleisten. Ausgehend von ihren jeweiligen 
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beruflichen Erfahrungen befassten sich die Expert*innen mit der Frage, wie effiziente 
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Fazit 

 

Eva Martha Eckkrammer schließt den deutsch-französischen Dialog für Frieden und 
Gerechtigkeit. Sie dankt den Institutionen für die Gastfreundschaft und zieht einige 
Schlussfolgerungen aus den hochkarätigen Beiträgen und Diskussionen. 
 
Um über den Frieden zu sprechen, darf man zunächst nicht die Augen vor den Kriegen und 
Konflikten in der Welt verschließen, vor den grausa




